
Aufgrund von § 10 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 1 Abs. 1 und
18 Abs. 1 des Polizeigesetzes (PolG) in der Fassung vom 13.
Januar 1992 (GBl. S. 1) wird mit Zustimmung des Gemeinde-
rats verordnet:

Abschnitt 1
Allgemeine Regelungen

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) Öffentliche Straßen sind alle Straßen, Wege und Plätze,
die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind (Par. 2 Abs. 1
StrG) oder auf denen ein tatsächlicher öffentlicher Verkehr
stattfindet.

(2) Gehwege sind die dem öffentlichen Fußgängerverkehr ge-
widmeten oder ihm tatsächlich zur Verfügung stehenden
Flächen ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand. Sind
solche Gehwege nicht vorhanden, gelten als Gehwege die
seitlichen Flächen am Rande der Fahrbahn in einer Brei-
te von 1,5 m. Als Gehwege gelten auch Fußwege,
Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche im Sinne
von Par. 42 Abs. 4a StVO und Treppen (Staffeln).

(3) Grün- und Erholungsanlagen sind allgemein zugängliche,
gärtnerisch gestaltete Anlagen, die der Erholung der Be-
völkerung oder der Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes dienen. Dazu gehören auch Verkehrsgrün-
anlagen und allgemein zugängliche Kinderspielplätze.

Abschnitt 2
Schutz gegen Lärmbelästigung

§ 2
Benutzung von Rundfunkgeräten, Lautsprechern, 

Musikinstrumenten u. Ä.
(1) Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, Tonwieder-

gabegeräte, Musikinstrumente sowie andere mechani-
sche oder elektro-akustische Geräte zur Lauterzeugung
dürfen nur so benutzt werden, dass andere nicht erheblich
belästigt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Geräte
oder Instrumente bei offenen Fenstern oder Türen, auf of-
fenen Balkonen, im Freien oder in Kraftfahrzeugen betrie-
ben oder gespielt werden.

(2) Abs. 1 gilt nicht:
a) bei Umzügen, Kundgebungen, Märkten und Messen im

Freien und bei Veranstaltungen, die einem herkömmli-
chen Brauch entsprechen,

b) für amtliche Durchsagen.

§ 3
Lärm aus Gaststätten

Aus Gaststätten und Versammlungsräumen, innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Gebiete oder in der Nähe von
Wohngebäuden darf kein Lärm nach außen dringen, durch
den andere erheblich belästigt werden. Fenster und Türen
sind erforderlichenfalls geschlossen zu halten.

§ 4
Lärm von Sport- und Spielplätzen

(1) Sport- und Spielplätze, die weniger als 50 m von der
Wohnbebauung entfernt sind, dürfen in der Zeit zwischen
21.00 Uhr und 7.30 Uhr und zwischen 12.00 Uhr und
13.30 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht benützt
werden.

(2) Abweichend von Abs.1 darf die Schulsportanlage in Sat-
teldorf werktags in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 7.30
Uhr und zwischen 12.00 und 13.30 Uhr nicht benützt wer-
den. Eine Nutzung an Sonn- und Feiertagen ist untersagt.

(3) Bei Sportplätzen bleiben die Vorschriften nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz, insbesondere die Sportan-
lagenlärmschutzverordnung, unberührt.

§ 5
Haus- und Gartenarbeiten

(1) Haus- und Gartenarbeiten, die geeignet sind, die Ruhe an-
derer zu stören, dürfen in der Zeit von 20.00 Uhr bis 7.00
Uhr und an Sonn- und Feiertagen nicht ausgeführt wer-
den. Zu den Haus- und Gartenarbeiten gehören insbe-
sondere  das Hämmern, Bohren, Sägen und Holzspalten,
das Ausklopfen von Teppichen, Betten, Matratzen u. Ä.

(2) Die Vorschriften nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz, insbesondere die Geräte- und Maschinenlärmver-
ordnung, bleiben unberührt.

§ 6
Lärm durch Tiere

Tiere, insbesondere Hunde, sind so zu halten, dass niemand
durch anhaltende tierische Laute mehr als nach den Umstän-
den unvermeidbar gestört wird.

§ 7
Wertstoffsammelbehälter/Altglassammelbehälter

Wertstoff(Altglas)sammelbehälter dürfen in der Zeit von 20.00
Uhr bis 7.30 Uhr nicht benützt werden.

§ 8
Lärm durch Fahrzeuge

In bewohnten Gebieten oder in der Nähe von Wohngebäuden
ist es auch außerhalb von öffentlichen Straßen und Gehwe-
gen verboten,
a) Kraftfahrzeugmotoren unnötig laufen zu lassen,
b) Fahrzeug- und Garagentüren übermäßig laut zu schließen,
c) Fahrräder mit Hilfsmotor und Motoren von Krafträdern in

Toreinfahrten, Durchfahrten oder auf Innenhöfen von
Wohnhäusern anzulassen,

d) beim Be- und Entladen von Fahrzeugen vermeidbaren
Lärm zu verursachen,

e) mit den an den Fahrzeugen vorhandenen Vorrichtungen
unnötige Schallzeichen abzugeben.

Abschnitt 3
Umweltschädliches Verhalten und Belästigung 

der Allgemeinheit
§ 9

Aufstellen von Wohnwagen und Zelten
Zelte und Wohnwagen dürfen außerhalb baurechtlich geneh-
migter Campingplätze zum Aufenthalt von Menschen nicht
aufgestellt werden, wenn nicht die erforderlichen sanitären
Einrichtungen zur Verfügung stehen. Grundstücksbesitzern
ist es untersagt, ihre Grundstücke dafür zur Verfügung zu stel-
len oder Verstöße gegen Satz 1 zu dulden.

§ 10
Bienenhaltung

Bienenstände dürfen an Feld- und Waldwegen sowie im In-
nenbereich nur so aufgestellt werden, dass Wegbenutzer
oder Anlieger nicht gefährdet werden.

§ 11
Abspritzen von Fahrzeugen

Das Abspritzen von Fahrzeugen auf öffentlichen Straßen ist
untersagt.
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§ 12
Benutzung öffentlicher Brunnen

Öffentliche Brunnen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbe-
stimmung benutzt werden. Es ist verboten, sie zu beschmut-
zen sowie das Wasser zu verunreinigen.

§ 13
Verkauf von Lebensmitteln im Freien

Werden Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und Stel-
le verabreicht, so sind für Speisereste und Abfälle geeignete
Behälter bereitzustellen.

§ 14
Gefahren durch Tiere

(1) Tiere sind so zu halten und zu beaufsichtigen, dass nie-
mand gefährdet wird.

(2) Das Halten von Raubtieren, Gift- und Riesenschlangen
und ähnlichen Tieren, die durch ihre Körperkräfte, Gifte
oder ihr Verhalten Personen gefährden können, ist der
Ortspolizeibehörde unverzüglich anzuzeigen.

(3) Im Innenbereich (§§ 30 - 34 Baugesetzbuch) sind auf öf-
fentlichen Straßen und Gehwegen Hunde an der Leine zu
führen. Ansonsten dürfen Hunde ohne Begleitung einer
Person, die durch Zuruf auf das Tier einwirken kann, nicht
frei umherlaufen.

§ 15
Verunreinigung durch Hunde

Der Halter oder Führer eines Hundes hat dafür zu sorgen,
dass dieser seine Notdurft nicht auf Gehwegen, in Grün- und
Erholungsanlagen oder in fremden Vorgärten verrichtet. Den-
noch dort abgelegter Hundekot ist unverzüglich zu beseitigen.

§ 16
Taubenfütterungsverbot

Tauben dürfen auf öffentlichen Straßen und Gehwegen sowie
in Grün- und Erholungsanlagen nicht gefüttert werden.

§ 17
Belästigung durch Ausdünstungen u. Ä.

Übel riechende Gegenstände und Stoffe dürfen in der Nähe
von Wohngebäuden nicht gelagert, verarbeitet oder befördert
werden, wenn Dritte dadurch in ihrer Gesundheit geschädigt
oder erheblich belästigt werden.

§ 18
Unerlaubtes Plakatieren, Beschriften, Bemalen

(1) An öffentlichen Straßen und Gehwegen sowie in Grün-
und Erholungsanlagen oder den zu ihnen gehörenden
Einrichtungen ist ohne Erlaubnis der Ortspolizeibehörde
untersagt

– außerhalb von zugelassenen Plakatträgern (Plakatsäu-
len, Anschlagtafeln usw.) zu plakatieren;

– andere als dafür zugelassene Flächen zu beschriften
oder zu bemalen.

Dies gilt auch für bauliche oder sonstige Anlagen, die von
öffentlichen Straßen und Gehwegen oder Grün- und Er-
holungsanlagen einsehbar sind.

(2) Die Erlaubnis nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn öffentliche
Belange nicht entgegenstehen, insbesondere eine Verun-
staltung des Orts- und Straßenbildes nicht zu befürchten
ist.

(3) Wer entgegen den Verboten des § 18 Abs. 1 außerhalb
von zugelassenen Plakatträgern plakatiert oder andere
als dafür zugelassene Flächen beschriftet oder bemalt, ist
zur unverzüglichen Beseitigung verpflichtet. Die Beseiti-
gungspflicht trifft unter den Voraussetzungen des § 6 Abs.
3 des Polizeigesetzes auch den Veranstalter oder die son-
stige Person, die auf den jeweiligen Plakatanschlägen
oder Darstellungen nach Satz 1 als Verantwortlicher be-
nannt wird.

§ 19
Belästigung der Allgemeinheit

(1) Auf öffentlichen Straßen und Gehwegen, insbesondere
auf öffentlichen Autobahnpark- und Rastplätzen sowie in
Grün- und Erholungsanlagen ist untersagt:
1. das Nächtigen,
2. das die körperliche Nähe suchende oder sonst beson-

ders aufdringliche Betteln sowie das Anstiften von Min-
derjährigen zu dieser Art des Bettelns,

3. das Verrichten der Notdurft,
4. das Lagern oder dauerhafte Verweilen außerhalb von

Freiausschankflächen oder Einrichtungen, wie Grillstel-
len u. Ä., ausschließlich oder überwiegend zum Zwecke
des Alkoholgenusses, wenn dessen Auswirkungen ge-
eignet sind, Dritte erheblich zu belästigen,

5. der öffentliche Konsum von Betäubungsmitteln.
(2) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Betäu-

bungsmittelgesetzes bleiben unberührt.

Abschnitt 4
Schutz der Grün-und Erholungsanlagen

§ 20
Ordnungsvorschriften

(1) In den Grün- und Erholungsanlagen ist es unbeschadet
der vorstehenden Vorschriften untersagt,
1. Wege, Rasenflächen, Anpflanzungen oder sonstige

Anlagenteile zu verändern oder aufzugraben oder
außerhalb zugelassener Feuerstellen Feuer anzuma-
chen;

2. Pflanzen, Laub, Kompost, Erde, Sand oder Steine zu
entfernen;

3. Hunde frei unangeleint umherlaufen zu lassen; auf Kin-
derspielplätze oder Liegewiesen dürfen Hunde nicht
mitgenommen werden;

4. Bänke, Schilder, Hinweise, Denkmäler, Einfriedigungen
oder andere Einrichtungen zu beschriften, zu bekleben,
zu bemalen, zu beschmutzen oder zu entfernen;

5. Gewässer oder Wasserbecken zu verunreinigen oder
darin zu fischen;

6. Parkwege zu befahren und Fahrzeuge abzustellen;
dies gilt nicht für Kinderwagen und fahrbare Kranken-
stühle sowie für Kinderfahrzeuge, wenn dadurch ande-
re Besucher nicht gefährdet werden.

(2) Die auf Kinderspielplätzen aufgestellten Turn- und Spiel-
geräte dürfen nur von Kindern bis zu 12 Jahren benützt
werden.

§ 21 – Grillplatz am Badeteich Gröningen
(1) Auf dem Gelände des Grillplatzes (einschließlich Bade-

teichgeländes) Gröningen ist Folgendes untersagt:
1. Das Befahren und Abstellen von Fahrzeugen auf dem

Grillplatz 
2. Das Nächtigen und Zelten sowie das Benutzen von Ge-

neratoren
(2) Die Nutzung des Grillplatzes ist nur mit schriftlicher Ge-

nehmigung der Gemeinde (Örtliche Verwaltungsstelle
Gröningen) zulässig.

Abschnitt 5
Bekämpfung von Ratten

§ 22 
Anzeige- und Bekämpfungspflicht

(1) Die Eigentümer von
1. bebauten Grundstücken
2. unbebauten sowie landwirtschaftlichen oder gärtne-

risch genutzten Grundstücken innerhalb geschlossener
Ortschaften

3. Lager- und Schuttplätzen, Kanalisationen, Garten- und
Parkanlagen, Ufern, Wassergräben und Dämmen,
Friedhöfen,’



4. Eisenbahnanlagen innerhalb geschlossener Ortschaf-
ten

sind verpflichtet, wenn sie Rattenbefall feststellen, unver-
züglich der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten und
eine Rattenbekämpfung nach den Vorschriften dieser Ver-
ordnung durchzuführen. Die Bekämpfungsmaßnahmen
sind so lange zu wiederholen, bis sämtliche Ratten vertilgt
sind.

(2) Wer die tatsächliche Gewalt über die in Abs. 1 genannten
Grundstücke oder Örtlichkeiten ausübt, ist neben dem Ei-
gentümer für die Rattenbekämpfung verantwortlich. Er ist
an Stelle des Eigentümers verantwortlich, wenn er die
tatsächliche Gewalt gegen den Willen des Eigentümers
ausübt.

§ 23 
Bekämpfungsmittel

Die Anwendung von Rattenbekämpfungsmittel richtet sich
nach dafür geltenden besonderen Vorschriften.

§ 24 
Beseitigung von Abfallstoffen

Vor Beginn der Rattenbekämpfung sind Abfallstoffe, vor allem
Küchen- und Futterabfälle, Müll und Gerümpel, von allen den
Ratten leicht zugänglichen Orten zu entfernen.

§ 25 
Schutzvorkehrungen

(1) Das Gift ist so auszulegen, dass Menschen nicht gefähr-
det werden. Giftköder dürfen im Freien oder in unver-
schlossenen Räumen nicht unbedeckt und nicht ungesi-
chert ausgelegt werden.

(2) Auf die Auslegung ist durch auffallende Warnzettel deut-
lich hinzuweisen. Die Warnung muss das verwendete
Präparat und den Wirkstoff nennen und für den Fall der
Vergiftung von Haustieren das Gegenmittel bezeichnen.

(3) Schädlingsbekämpfungsunternehmen dürfen das Gift nur
in Gegenwart eines nach § 22 Verpflichteten oder seines
Beauftragten auslegen.

§ 26 
Sonstige Vorkehrungen

Nach Beendigung der Rattenbekämpfung sind die Ratten-
löcher mit einem hierzu geeignetem Mittel (Glasscherben, Ze-
ment usw.) zu verschließen und sonstige Vorkehrungen (u. U.
baulicher Art) zu treffen, die einen erneuten Rattenbefall un-
möglich machen oder – soweit dies nicht möglich ist – er-
schweren.

§ 27 
Duldungspflichten

Wer zur Rattenbekämpfung verpflichtet ist, hat den Beauf-
tragten der Ortspolizei zur Feststellung des Rattenbefalls und
zur Überwachung der Rattenbekämpfung das Betreten seiner
Grundstücke zu gestatten und auf Verlangen Auskunft zu er-
teilen. Bei einer nach § 28 allgemein angeordneten Ratten-
bekämpfung hat er ferner das Auslegen von Vertilgungsmit-
teln auf seinen Grundstücken zu dulden.

§ 28 
Allgemeine Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Die Ortspolizeibehörde kann eine allgemeine Ratten-
bekämpfung durch die nach § 22 Verpflichteten für die
ganze Gemeinde oder einen Teil des Gemeindegebietes
anordnen. In der Anordnung ist der Zeitraum festzulegen,
während dessen die Rattenbekämpfung durchzuführen
ist.

(2) Die allgemeine Rattenbekämpfung nach Abs. 1 kann ei-
nem sachkundigen Schädlingsbekämpfungsunternehmen
übertragen werden. 

(3) Die Kosten der Bekämpfung haben die nach § 22 Ver-
pflichteten zu tragen.

§ 29 
Ausnahmen

Auf Antrag können von der Ortspolizeibehörde bei allgemein
angeordneten Rattenbekämpfungen solche Grundstücke von
der Bekämpfung ausgenommen werden, auf denen der Ver-
fügungsberechtigte diese durch sachkundige Personen
selbst ausführen lässt.

Abschnitt 6
Anbringen von Hausnummern

§ 30 
Hausnummern

(1) Die Hauseigentümer haben ihre Gebäude spätestens an
dem Tag, an dem sie bezogen werden, mit der von der Ge-
meinde festgesetzten Hausnummer in arabischen Ziffern
zu versehen.

(2) Die Hausnummern müssen von der Straße aus, in die das
Haus einnummeriert ist, gut lesbar sein. Unleserliche
Hausnummernschilder sind unverzüglich zu erneuern. Die
Hausnummern sind in einer Höhe von nicht mehr als 3 m
an der der Straße zugekehrten Seite des Gebäudes un-
mittelbar über oder neben dem Gebäudeeingang oder,
wenn sich der Gebäudeeingang nicht an der Straßenseite
des Gebäudes befindet, an der dem Grundstückszugang
nächstgelegenen Gebäudeecke anzubringen. Bei Gebäu-
den, die von der Straße zurückliegen, können die Haus-
nummern am Grundstückszugang angebracht werden.

(3) Die Ortspolizeibehörde kann im Einzelfall anordnen, wo,
wie und in welcher Ausführung Hausnummern anzubrin-
gen sind, so weit dies im Interesse der öffentlichen Si-
cherheit oder Ordnung geboten ist.

Abschnitt 7
Schlussbestimmungen

§ 31 – Zulassung von Ausnahmen
Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare Härte, so
kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen von den Vorschrif-
ten dieser Polizeiverordnung zulassen, sofern keine öffentli-
chen Interessen entgegenstehen.

§ 32 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinn von § 18 Abs. 1 Polizeigesetz
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 2 Abs. 1 Rundfunkgeräte, Lautsprecher,

Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente sowie ande-
re mechanische oder elektro-akustische Geräte zur
Lauterzeugung so benutzt, dass andere erheblich
belästigt werden,

2. entgegen § 3 Satz 1 aus Gaststätten und Versamm-
lungsräumen Lärm nach außen dringen lässt, durch
den andere erheblich belästigt werden,

3. entgegen § 4 Abs. 1 Sport- und Spielplätze bzw. ent-
gegen § 4 Abs. 2 die Schulsportanlage benützt,

4. entgegen § 5 Abs. 1 Haus- und Gartenarbeiten durch-
führt,

5. entgegen § 6 Tiere so hält, dass andere erheblich
belästigt werden,

6. entgegen § 7 Wertstoff(Altglas)sammelbehälter
benützt,

7. entgegen § 8 außerhalb öffentlicher Straßen und Geh-
wege Kraftfahrzeugmotoren unnötig laufen lässt,
Fahrzeug- und Garagentüren übermäßig laut schließt,
Fahrräder mit Hilfsmotor und Motoren von Krafträdern
in Toreinfahrten, Durchfahrten oder auf Innenhöfen
von Wohnhäusern anlässt, beim Be- und Entladen von
Fahrzeugen vermeidbaren Lärm verursacht oder mit
den an den Fahrzeugen vorhandenen Vorrichtungen
unnötige Schallzeichen abgibt,



8. entgegen § 9 Zelte oder Wohnwagen aufstellt oder als
Grundstücksbesitzer deren Aufstellung erlaubt oder
duldet,

9. entgegen § 10 Bienenstände aufstellt,
10. entgegen § 11 Fahrzeuge auf öffentlichen Straßen ab-

spritzt,
11. entgegen § 12 öffentliche Brunnen entgegen ihrer

Zweckbestimmung benutzt, sie beschmutzt oder das
Wasser verunreinigt,

12. entgegen § 13 geeignete Behälter für Speisereste und
Abfälle nicht bereithält,

13. entgegen § 14 Abs. 1 Tiere so hält oder beaufsichtigt,
dass andere gefährdet werden,

14. entgegen § 14 Abs. 2 das Halten gefährlicher Tiere der
Ortspolizeibehörde nicht unverzüglich anzeigt,

15. entgegen § 14 Abs. 3 Hunde frei umherlaufen lässt,
16. entgegen § 15 als Halter oder Führer eines Hundes

verbotswidrig abgelegten Hundekot nicht unverzüglich
beseitigt,

17. entgegen § 16 Tauben füttert,
18. entgegen §17 übel riechende Gegenstände und Stof-

fe lagert, verarbeitet oder befördert,
19. entgegen § 18 Abs. 1 plakatiert oder nicht dafür zuge-

lassene Flächen beschriftet oder bemalt oder als Ver-
pflichteter der § 18 Abs. 3 beschriebenen Beseiti-
gungspflicht nicht nachkommt,

20. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 1 nächtigt,
21. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 2 bettelt oder Minderjährige

zu solchem Betteln anstiftet,
22. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 3 die Notdurft verrichtet,
23. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 4 außerhalb von Freiaus-

schankflächen oder Einrichtungen, wie Grillstellen u.
Ä., ausschließlich oder überwiegend zum Zwecke des
Alkoholgenusses lagert oder dauerhaft verweilt,

24. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 5 Betäubungsmittel öffentlich
konsumiert,

25. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 1 Wege, Rasenflächen, An-
pflanzungen oder sonstige Anlagenteile verändert
oder aufgräbt oder außerhalb zugelassener Feuerstel-
len Feuer macht,

26. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 2 Pflanzen, Gras, Laub, Kom-
post, Erde, Sand oder Steine entfernt,

27. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 3 Hunde unangeleint umher-
laufen lässt oder Hunde auf Kinderspielplätze oder
Liegewiesen mitnimmt,

28. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 4 Bänke, Schilder, Hinweise,
Denkmäler, Einfriedigungen oder andere Einrichtun-
gen beschriftet, beklebt, bemalt, beschmutzt oder ent-
fernt,

29. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 5 Gewässer oder Wasser-
becken verunreinigt oder darin fischt,

30. entgegen § 20 Abs. 1 Nr. 6 Parkwege befährt oder
Fahrzeuge abstellt,

31. entgegen § 20 Abs. 2 Turn- und Spielgeräte benutzt,
32. entgegen § 21 Abs. 1 Nr. 1 das Gelände des Grillplat-

zes Gröningen (einschl. Badeteichgelände) befährt
oder Fahrzeuge abstellt.

33. entgegen 21 Abs. 1 Nr. 2 auf dem Gelände des Grill-
platzes Gröningen (einschl. Badeteichgelände) näch-
tigt oder zeltet.

34. entgegen § 21 Abs. 2 ohne Erlaubnis der Gemeinde
den Grillplatz (einschl. Badeteichgelände) benützt.

35. entgegen § 22 Abs.1 Rattenbefall nicht meldet oder
nicht bekämpft.

36. entgegen § 25 bzw. § 26 die vorgeschriebenen
Schutzvorkehrungen bzw. sonstigen Vorkehrungen
nicht trifft.

37. entgegen § 30 Abs. 1 als Hauseigentümer die Gebäu-
de nicht mit den festgesetzten Hausnummern versieht,

38. unleserliche Hausnummernschilder entgegen § 30
Abs. 2 nicht unverzüglich erneuert oder Hausnum-
mern nicht entsprechend § 30 Abs. 2 anbringt.

(2) Abs. 1 gilt nicht, so weit eine Ausnahme nach § 31 zuge-
lassen worden ist.

(3) Ordnungswidrigkeiten können nach § 18 Abs. 2 Polizei-
gesetz § 17 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten mit einer Geldbuße von mindestens 5 Euro
und höchstens 1000 Euro und bei fahrlässigen Zuwider-
handlungen mit höchstens 500 Euro geahndet werden.

§ 33 
In-Kraft-Treten

(1) Diese Polizeiverordnung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Polizeiverordnung gegen umwelt-
schädliches Verhalten, zum Schutz von Grün- und Erho-
lungsanlagen und über das Anbringen von Hausnummern
(Polizeiliche Umweltschutzverordnung) vom 13.10.1986
außer Kraft. 

Hinweis:
Die nach § 15 Abs. 2 Polizeigesetz notwendige Zustimmung
des Gemeinderats wurde erteilt.
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)
oder aufgrund der GemO beim Zu-Stande-Kommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden
sind.

Satteldorf, den 30.07.2004 gez. Kurt Wackler
Ortspolizeibehörde Bürgermeister


